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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Katholiken im Kongo auf 
Konfrontationskurs 
SCHWERE POLITISCHE UNRUHEN ERSCHÜTTERN DAS LAND ZUM JAHRESENDE 

Am letzten Tag des Jahres 2017 kam es – 
wie im Vorjahr - in der Demokratischen 
Republik Kongo zu erneuten Demonstrati-
onen gegen die Regierung Kabila. Auch 
dieses Mal gab es viele Tote, Verletzte und 
unzählige Verhaftungen. Auch wenn die 
Welle der Gewalt das Krisenland Kongo 
(leider) bereits in jüngster Vergangenheit 
häufiger heimgesucht hat, so gab es die-
ses Mal doch einen gravierenden Unter-
schied: zum Protest aufgerufen hat nicht 
wie bisher das Oppositionsbündnis „Ras-
semblement“, sondern katholische Grup-
pen. Ohne Zweifel verschärft sich dadurch 
die Lage weiter: Der Konflikt im Land wei-
tet sich zu einer Auseinandersetzung zwi-
schen Kirche und Staat aus. 

Während in vielen Teilen der Welt friedlich 
in das neue Jahr gefeiert wurde, zählte der 
Kongo seine Toten: Nach Angaben der UN-
Friedensmission MONUSCO sind bei den 
Auseinandersetzungen zwischen kongolesi-
schen Sicherheitskräften und Demonstran-
ten acht Menschen ums Leben gekommen, 
darunter viele Jugendliche. 120 Personen 
wurden festgenommen, davon 82 allein in 
der Hauptstadt Kinshasa.1 Von insgesamt 
92 Verletzten ist die Rede.2 

 
 

                                                   

1 Die Mehrzahl der am 31. Dezember 2017 Verhaf-
teten, ist in der Zwischenzeit wieder auf freiem 
Fuß. Doch sollte man nicht übersehen, dass nach 
einem Bericht der Vereinten Nationen, der in der 
zweiten Januar-Woche 2018 dem UN-
Sicherheitsrat vorgelegt wurde, noch immer ins-
gesamt 107 politische Gefangene in kongolesi-
schen Gefängnissen inhaftiert sind. 
 
2 Von offizieller Regierungsseite aus wird von „le-
diglich“ fünf Toten landesweit gesprochen. Diese 
seien überwiegend „Terroristen“ gewesen und die 
Todesfälle stünden auch in keinerlei Zusammen-
hang mit den nicht genehmigten Demonstratio-
nen. 
 

 
Gewalt gegen Gläubige 

Der Grund für die Proteste war  - wie bei 
den vergangenen Demonstrationen - fol-
gender: Die Teilnehmer der Proteste forder-
ten die Umsetzung des Silvesterabkommens 
vom 31. Dezember 2016 und die damit ver-
bundene verbindliche Erklärung des Präsi-
denten Kabila, bei den am 23. Dezember 
des Jahres angesetzten Wahlen nicht mehr 
für eine dritte Amtszeit zu kandidieren – 
was ihm nach der kongolesischen Verfas-
sung auch gar nicht erlaubt wäre.  Doch 
steht der Verdacht im Raum, Kabila wolle 
seine Amtszeit illegal verlängern und spiele 
deshalb (weiterhin) auf Zeit, um länger im 
Amt zu bleiben und möglicherweise die Ver-
fassung zu seinen Gunsten zu ändern. Eine 
große Anzahl der Demonstranten forderte 
deshalb den sofortigen Rückzug des Präsi-
denten von seinem Amt. Bereits am Vortag 
(30. Dezember 2017) wurden durch die Re-
gierung „aus Gründen der staatlichen Si-
cherheit“ das mobile Internet und die SMS-
Dienste vorübergehend abgeschaltet und 
erst zwei Tage später wieder in Funktion 
gesetzt. Die staatlichen Behörden verboten 
im Vorfeld die angemeldeten friedlichen Pro-
testkundgebungen, Polizei und Militär zeig-
ten erhöhte Präsenz in den Straßen des 
Landes und errichteten zahlreiche Barrika-
den. Zeugenangaben und UN-Berichten zu-
folge sollen dieses Mal die Sicherheitskräfte 
mit besonderer Brutalität gegen die friedli-
chen Demonstranten vorgegangen sein. Es 
wurde mit scharfer Munition geschossen, 
Tränengas und Gummigeschosse wurden 
eingesetzt, um die Proteste zu zerstreuen. 
Und nicht nur das: Sicherheitskräfte dran-
gen sogar in Kirchen ein, verprügelten Got-
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tesdienstbesucher und verhafteten katholi-
sche Priester. Das harte Vorgehen des Re-
gimes gegen die im Land hoch angesehene 
Katholische Kirche3 stellt dabei eine traurige 
Eskalation der Gewalt da.4 Doch steht außer 
Zweifel, dass sowohl die hohe Anzahl an 
Protestteilnehmern als auch die brutale Re-
aktion der Regierung eindrucksvolle Belege 
für die enorme Mobilisierungskraft der Ka-
tholischen Kirche im Land sind. Die zahlrei-
chen Protestaufrufe der Opposition wenige 
Wochen vorher hatten hingegen kaum ver-
gleichbare Wirkung erzielt.5 Während sich 
nach dem Tod des großen kongolesischen 
Oppositionsführers Etienne Tshisekedi im 
Februar 2017 die Opposition im Land tief 
gespalten zeigt, nahm bereits zu einem frü-
hen Zeitpunkt die Katholische Kirche eine 
aktive Vermittlerrolle zwischen Regierung 
und (Teilen der) Opposition ein. Fest steht: 
Ausschließlich dem Wirken der Kirche ist es 
zu verdanken, dass das Silvesterabkommen 
überhaupt zustande kam.  In der Folge 
zeigte sich die Kirche aber vom fehlenden 
politischen Willen der Regierung, das Ab-
kommen auch wirklich umzusetzen, stark 
enttäuscht und beendete bereits im März 
2017 ihre Vermittlertätigkeit. Kirchliche Ver-
treter kritisierten in den zurückliegenden 
Monaten die Regierung für ihre offenkundi-
ge Verzögerungstaktik, Wahlen durchführen 
zu wollen, was wiederum von Seiten der 
Regierung starke verbale Gegenreaktionen 

                                                   

3 Rund die Hälfte der kongolesischen Bevölkerung 
ist katholischen Glaubens. Damit zählt die Demo-
kratische Republik Kongo zu dem Land mit dem 
höchsten Anteil an Katholiken in Afrika (bezogen 
auf die Gesamtbevölkerung). An den jüngsten Pro-
testen sollen sich allein in der Hauptstadt weit 
über Einhundert Gemeinden beteiligt haben. 
 
4 Im Februar 1992 organisierten katholische 
Laiengruppen Proteste gegen den damaligen Dik-
tator Mobuto Sese Seko, die von staatlicher Seite 
mit großer Brutalität niedergeschlagen wurden - 
traurige Bilanz: neun Tote und ca. 50 Verletzte. 
 
5 Eine vom Oppositionsbündnis “Rassemblement” 
angekündigte Demonstration am 30. November 
2017 verlief – was die Teilnehmerzahlen und die 
Wirkung der Proteste betrifft – weitestgehend er-
folglos, weil Sicherheitskräfte Oppositionsführer 
Felix Tshisekedi daran hinderten, sein Haus zu 
verlassen, um zu seinen Anhängern zu sprechen. 
Die Proteste am 19. Dezember 2017 verliefen im 
Sande, da es an diesem Tag in Kinshasa regnete. 
Felix Tshisekedi gab dies am Folgetag vor laufen-
den Kameras als Hauptgrund an und bewies damit 
öffentlich seine Machtlosigkeit und Führungs-
schwäche. 
 

hervorrief.  So erklärte Kabilas Regierungs-
sprecher Lambert Mende mehrfach, die Kir-
che solle sich aus der Tagespolitik heraus-
halten und drohte mit Konsequenzen bei 
Nichtbeachtung. Doch statt der Aufforde-
rung der Regierung Folge zu leisten, ver-
stärkte die Kirche ihren Widerstand gegen 
das Regime, indem beispielsweise zahlrei-
che Kirchengemeinden durch nächtliches 
Glockengeläute symbolisch ihren regie-
rungskritischen Protest kundtaten. 

Kirche als mächtiger Gegner der 
Regierung 

Die gewaltsame Reaktion der Regierung auf 
die von Katholiken organisierten Proteste 
könnte ohne Zweifel das Fass zum Überlau-
fen bringen. Die Menschen sind aufgrund 
der schlechten sozio-ökonomischen Bedin-
gungen im Land und der damit einherge-
henden miserablen Lebensbedingungen oh-
nehin mehr als unzufrieden mit der Regie-
rung. Wenn sich letztere weiterhin derart 
massiv gegen die Kirche stellt, kommt noch 
eine emotionale Komponente hinzu: Die 
Menschen werden direkt in ihrem starken 
religiösen Glauben angegriffen, der nicht 
selten dazu beiträgt, schlimme Lebensbe-
dingungen noch erträglich erscheinen zu 
lassen und täglichen Halt in der Misere gibt. 
Folglich ist davon auszugehen, dass die Pro-
teste in den kommenden Wochen und Mo-
naten eher noch zunehmen werden. Diese 
Annahme wird zudem auch durch die Tatsa-
che verstärkt, dass es seitens der Kirche 
auch keinerlei Anzeichen dafür gibt, im Kon-
flikt mit der Regierung nachgeben zu wol-
len. Für den 21. Januar 2018 wurde von ka-
tholischen Laienorganisationen eine erneute 
friedliche Demonstration angekündigt. Der 
78-jährige, im Vatikan als einflussreich gel-
tende kongolesische Kardinal Laurent 
Monsengwo sprach in seiner Funktion als 
höchster katholischer Geistlicher im Land 
nach den Übergriffen auf Demonstranten 
von einem „Akt der Barbarei“ und ließ erklä-
ren, dass „es nun an der Zeit sei, dass das 
kongolesische Volk von ihren mittelmäßigen 
politischen Führern befreit werde.“ Eine 
Strategie der Deeskalation sieht ohne Zwei-
fel anders aus. Darüber hinaus ist zu ver-
muten, dass der Kardinal derartige Aussa-
gen nicht tätigen würde, wenn er sich nicht 
der Unterstützung des Vatikans in Rom si-
cher wäre.6 Ob die Regierung gut damit be-

                                                   

6 Der Papst hat sich (bisher?) nicht direkt zu den 
Ereignissen in der Demokratischen Republik Kongo 
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raten ist, sich die Katholische Kirche im 
Land zum Feind zu machen, sei ohnehin da-
hin gestellt, denn fest steht: Die Institution 
der Katholischen Kirche ist ein einflussrei-
cher Machtfaktor im gesamten Land, und 
zwar auch in Gebieten des Kongos, in denen 
die Zentralregierung weitestgehend ihre 
staatliche Autorität verloren hat (bzw. diese 
wie in Teilen des Ostkongos in Wirklichkeit 
nie besessen hat). 

Amnestie als Ausweg aus der Krise? 

Die Internationale Staatengemeinschaft – 
allen voran die ehemalige Kolonialmacht 
Belgien sowie die USA7 – reagierte mit Ent-
setzen auf die brutale Niederschlagung der 
Demonstrationen, mahnte zur Umsetzung 
des Silvesterabkommens und rief den Präsi-
denten dazu auf, einen demokratischen 
Machtwechsel in die Wege zu leiten.8 UN-
Generalsekretär Antonio Guterres forderte 
die Regierung Kabila (zum wiederholten Ma-
le!) auf, friedliche Wahlen zu organisieren, 
die in der kongolesischen Verfassung fest-
gelegte Meinungs- und Versammlungsfrei-
heit zu respektieren und rief die Sicher-
heitskräfte zur Mäßigung im Umgang mit 
friedlichen Demonstranten auf. Internatio-
nale Menschenrechtsorganisationen beklag-
ten, ihnen werde von Seiten kongolesischer 
Autoritäten der Zugang zu Krankenhäusern 
und Leichenhallen verwehrt, was letztlich 
ihre Arbeit in der Aufklärung von Gewaltta-
ten und Menschenrechtsverletzungen mas-
siv behindere. Es ist an der Zeit, kritisch die 
Frage zu stellen, was die Appelle der Inter-
nationalen Staatengemeinschaft, verbunden 
mit Individualsanktionen gegen hohe Reprä-
sentanten des Staates, in der Vergangen-
heit bewirkt haben. Der Präsident und seine 
Gefolgsleute zeigen sich davon zumindest 
relativ unbeeindruckt. Dies mag auch darin 

                                                                

geäußert. Am Rande einer Veranstaltung vor im 
Vatikan akkreditierten Diplomaten am 8. Januar 
2018 erwähnte er den Kongo in einer Aufzählung 
mit anderen afrikanischen Ländern, als es darum 
ging, dass die Internationale Staatengemeinschaft 
das Leiden der dortigen Bevölkerung nicht 
vergessen dürfe. 
 
7 Die US-amerikanische UN-Botschafterin Nikki 
Haley erklärte, sie sei zutiefst bestürzt darüber, 
dass Sicherheitskräfte unschuldige Bürger und 
Kinder in heiligen Gotteshäusern derart brutal 
attackiert hätten. 
 
8 Die Europäische Union konnte sich allerdings 
nicht auf einen gemeinsamen Text zur 
Verurteilung der staatlichen Gewalttaten im Kongo 
einigen. Sowohl Frankreich als auch Spanien 
blockierten eine entsprechende EU-Erklärung, 
vornehmlich da beide Länder derzeit starke 
wirtschaftliche Interessen in der Demokratischen 
Republik Kongo verfolgen. 

begründet liegen, dass das Festklammern 
an der Macht für Kabila nicht ausschließlich 
politische, sondern auch (oder sogar vor 
allem) wirtschaftliche Gründe hat: Laut ei-
nem Bericht der renommierten US-
amerikanischen Congo Research Group, be-
sitzt der Kabila-Clan angeblich Anteile an 
mehr als 80 kongolesischen Firmen in ver-
schiedenen Sektoren des Landes (zum Bei-
spiel: Landwirtschaft, Bergbau, Bankwesen, 
Immobiliengeschäft, Telekommunikation 
und Luftverkehr). Der kongolesische Präsi-
dent zählt somit zu einem der reichsten 
Staatschefs des afrikanischen Kontinents.9 
Nach einem möglichen Ausscheiden aus 
dem Amt wären ohne Zweifel diese Ge-
schäfte in Gefahr. Ein anderer Punkt findet 
in der öffentlichen Diskussion zudem selten 
Beachtung, sollte aber zukünftig bei der Su-
che nach friedlichen Konfliktlösungsmecha-
nismen eine größere Rolle einnehmen: das 
Thema der „Amnestie“.  Denn: der Präsi-
dent müsste im Falle des Machtverlustes 
Strafverfolgung befürchten – möglicher-
weise im eigenen Land aber auch vor dem 
Internationalen Strafgerichtshof. Dies be-
deutet, dass der Präsident und seine Ge-
folgschaft ohne eine „garantierte sichere 
Zukunftsperspektive“ alle Mittel nutzen 
werden, um an der Macht zu bleiben. Para-
doxer Weise wäre politische Instabilität im 
Land und eventuell sogar ein für die Bevöl-
kerung verheerender Bürgerkrieg für die 
herrschende politische Klasse noch immer 
die bessere Option, als für viele Jahre ins 
Gefängnis zu müssen. Aus moral-ethischen, 
aber auch juristischen Aspekten der Gerech-
tigkeit wäre das Thema „Straffreiheit“ für 
die Opfer von Schreckensherrschaft und 
Gewalt ein Schlag ins Gesicht - aber könnte 
vielleicht immer noch besser sein, als ohne 
einen (friedlichen) Regimewechsel mit der 
Perspektive auf Einleitung eines Demokrati-
sierungsprozesses das Blutvergießen und 
tägliche Leid für Millionen von Kongolesen 
fortzusetzen. Hier gilt es, eine sorgfältige 
Bewertung vorzunehmen und alle Aspekte 
sowie mögliche Szenarien gegeneinander 
abzuwägen. 

 

  

 

                                                   

9 Sein Privatvermögen wird auf bis zu 15 
Milliarden US-Dollar geschätzt. 
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